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Kurzdarstellung: 

In den Jahren nach der Wirtschaftskrise hat sich O sterreich im internationalen Vergleich eher schwa cher 

entwickelt und einen Wachstumsru ckstand zu vergleichbaren Volkswirtschaften in der Eurozone aufgebaut. Mit 

2017 fand eine Trendumkehr statt. Allerdings gehen aktuelle Prognosen von einer allgemeinen Abku hlung des 

wirtschaftlichen Klimas aus, teilweise bedingt durch die Verunsicherung aufgrund des unklaren Ausgangs des 

Brexit und die weltweiten Handelskonflikte. Vor diesem Hintergrund ist es umso wichtiger, vor Ort die 

Wettbewerbsfa higkeit des Wirtschaftsstandorts O sterreich zu sta rken und so die Grundlagen fu r mehr 

Wachstum und Wohlstand zu schaffen.  

Die vorliegende Policy Note basiert auf einer umfassenderen Studie, die EcoAustria im Auftrag des 

Bundesministeriums fu r Digitalisierung und Wirtschaftsstandort durchgefu hrt hat. Die Policy Note fasst 

wesentliche Ergebnisse der Studie zusammen: Internationalen Rankings zur Wettbewerbsfa higkeit folgend, 

bestehen in O sterreich in Sachen Standortqualita t Baustellen. Dazu geho ren unter anderem die hohe Belastung 

der Erwerbseinkommen durch Abgaben, Ineffizienzen in der o ffentlichen Verwaltung, Probleme im Bereich des 

Arbeitsmarktes, insbesondere durch das Fehlen von ausreichend qualifizierten Arbeitskra ften, und ein Mangel 

an Flexibilita t unter anderem bei den Arbeitszeitregelungen sowie bu rokratische Hu rden. 

In den letzten Jahren sind in vielen dieser Bereiche Reformschritte geta tigt bzw. zumindest begonnen worden. 

Hierzu geho ren die Senkung der Lohnnebenkosten, die Einfu hrung des Familienbonus, Maßnahmen zur 

Sta rkung von E-Government und die Abschaffung erster Gold-Plating-Bestimmungen und die Implementierung 

einer sta rkeren Arbeitszeitflexibilisierung durch das Arbeitszeitgesetz Neu. Mit diesen Maßnahmen sind 

positive volkswirtschaftliche Auswirkungen verbunden. So senkt die Arbeitszeitflexibilisierung die 

Lohnstu ckkosten als Folge der besseren Abstimmung von Auftragslage und Arbeitseinsatz und erho ht damit 

verbunden die Nachfrage nach heimischen Gu tern. Somit steigen Bescha ftigung und Erwerbseinkommen. Eine 

Verringerung der Bu rokratiebelastung von Unternehmen kann die Unternehmens- und Investitionsdynamik 

befo rdern und sich ebenfalls auf Wachstum und Wohlstand auswirken.  

Trotz der beschriebenen Maßnahmen wurden bei vielen Reformen bisher nur erste Schritte gesetzt. Andere 

wurden gar nicht umgesetzt. Dies za hlt auch fu r die geplante Steuerreform vom Mai 2019, die zu einer 

wesentlichen Abgabenentlastung der Bu rgerInnen und Unternehmen gefu hrt ha tte. So zeigt die Simulation von 

EcoAustria mit dem Makromodell PuMA („Public Policy Model for Austria“), dass mit der gesamten Steuerreform 

die realen Nettoeinkommen um rund 3 Prozent im Jahr 2025 ho her ausgefallen wa re. Die Bescha ftigung wu rde 

la ngerfristig um etwa 1 Prozent ho her ausfallen als ohne die Steuerreform. Dies entspricht la ngerfristig einem 

Bescha ftigungszuwachs von knapp 50.000 Personen. Als Folge davon kommt es zu einem Ru ckgang der 

Arbeitslosenquote um u ber 0,5 Prozentpunkte. Die Bescha ftigungsentwicklung wirkt sich zusa tzlich positiv auf 

die private Konsumnachfrage aus, die kurzfristig um 1,7 Prozent und langfristig deutlich um 3,5 Prozent 

zunimmt. Die Wirtschaftsleistung wu rde mittelfristig um rund 5 Mrd. Euro bzw. 1,2 Prozent ho her ausfallen, 

la ngerfristig um 6,7 Mrd. Euro bzw. 1,6 Prozent. Durch das kra ftigere Wachstum aufgrund des Reformpakets 

steigen auch die Steuereinnahmen, so dass sich die Reform zu 40-50 Prozent selbst finanziert.  

Die Finanzierung des Rests sollte u ber Effizienzpotenziale bei den o ffentlichen Ausgaben erfolgen. So besteht in 

den Bereichen Bildung, Gesundheit, Pflege, Wohnbaufo rderung und o ffentliche Verwaltung allein im 

Bundesla ndervergleich ein Effizienzpotenzial von 6 Mrd. Euro, das gehoben werden ko nnte, ohne die 

o ffentlichen Leistungen fu r die Bu rgerInnen zu verschlechtern. Im internationalen Vergleich fallen die 

ermittelten Effizienzpotenziale sogar noch ho her aus. 
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1. Hintergrund und Motivation 

Die Sta rkung eines Wirtschaftsstandorts ist eine Daueraufgabe der Wirtschaftspolitik. Stillstand 

bedeutet in diesem Zusammenhang Ru ckschritt, weil sich Standorte, die im Wettbewerb mit 

O sterreich stehen, laufend verbessern. Auch wenn die o sterreichische Volkswirtschaft in den letzten 

Jahren kra ftiger gewachsen ist als in den Jahren zuvor, tru ben sich die Wachstumsaussichten am 

aktuellen Rand ein – nicht zuletzt getrieben von der weltweiten Verunsicherung durch neue 

Handelskriege und dem unklaren Ausgang des Brexit.  

Es bestehen nach wie vor etliche Ansatzpunkte, die Qualita t des Wirtschaftsstandorts O sterreich zu 

steigern und damit die Grundlage fu r mehr Wachstum und Wohlstand zu schaffen. So befindet sich 

die Arbeitslosigkeit nach einem konjunkturbedingten Ru ckgang in den letzten Jahren weiterhin auf 

hohem Niveau und die Wachstumseinbußen zu Vergleichsla ndern seit 2011 beim BIP pro Kopf sind 

noch nicht ga nzlich kompensiert. Hinweise auf notwendige Strukturreformen liefert O sterreichs 

Position in Rankings, die sich fu r den internationalen Vergleich der Standortattraktivita t und 

Wettbewerbsfa higkeit etabliert haben. Schlussendlich wird O sterreich sein hohes Wohlstandsniveau 

nur halten ko nnen, wenn die o sterreichischen ArbeitnehmerInnen u berdurchschnittlich qualifiziert 

und auch produktiv sind. Die Ergebnisse der Standortrankings zeigen Reformbedarf in Hinblick auf 

die institutionellen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen: eine niedrigere Abgabenbelastung, 

eine weniger restriktive Arbeitsmarktregulierung sowie geringere Bu rokratielasten fu r die 

Unternehmen sind wichtige Ansatzpunkte.  

Die vorliegende Policy Note basiert auf einer umfassenderen Studie, die EcoAustria im Auftrag des 

Bundesministeriums fu r Digitalisierung und Wirtschaftsstandort durchgefu hrt hat. Die Policy Note 

fasst wesentliche Ergebnisse der Studie zusammen. Erstens wird die Qualita t des 

Wirtschaftsstandorts O sterreich im internationalen Wettbewerb eingescha tzt und Ansatzpunkte fu r 

mehr Wettbewerbsfa higkeit geliefert. Zweitens werden ju ngere Maßnahmen zur Verbesserung des 

Wirtschaftsstandorts in diesen Rahmen eingeordnet. Zudem wird drittens eine wesentliche 

Maßnahme zur Sta rkung des Wirtschaftsstandorts analysiert, na mlich die Senkung der 

Abgabenbelastung des Faktors Arbeit und der Unternehmen.  

Die Reformmaßnahme ist wichtig fu r die Sta rkung des Wirtschaftsorts, denn O sterreich weist im 

internationalen Vergleich eine hohe Abgabenbelastung auf. Im Jahr 2017 betrug die Abgabenquote 

42,4 Prozent des BIP. Damit liegt O sterreich merklich u ber dem Durchschnitt der EU-Mitgliedstaaten 

mit 40,2 Prozent des BIP und an sechstho chster Stelle, obwohl die Steuerreform des Jahres 2016 

bereits zu einer merklichen Reduktion gefu hrt hat.1 Dennoch war die Abgabenquote 2017 nur in 

 

1 Im Jahr 2015 belief sich die Abgabenquote auf 43,9 Prozent.  
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Frankreich, Belgien, Da nemark, Schweden und Finnland ho her (siehe Abbildung 1). Die Kalte 

Progression fu hrt jedoch bereits wieder zu einem merklichen Zuwachs der Einnahmen aus der Lohn- 

und Einkommensteuer und damit auf mittlere Frist zu einem Anstieg der Abgabenquote.  

Abbildung 1: Abgabenquote im EU-Vergleich (2017) 

 
Quelle: Eurostat.  

Der vierte Teil der Policy Note analysiert exemplarisch die geplante Steuerreform vom Mai 2019, die 

zu einer wesentlichen Abgabenentlastung der Bu rgerInnen und Unternehmen gefu hrt ha tte. Auch 

wenn erste Schritte im Steuerreformgesetz 2020 voraussichtlich umgesetzt werden, betragen diese 

nur einen kleinen Teil der urspru nglich geplanten Maßnahmen. Um die Reformrendite in Form von 

mehr Bescha ftigung und Wohlstand vollsta ndig einzufahren, sind weitere Schritte notwendig. 

2. Österreichs Wettbewerbsfähigkeit im 

internationalen Vergleich 

In den Jahren nach der Wirtschaftskrise hat O sterreich bis etwa 2016 Wachstumsru ckstand zu 

vergleichbaren Volkswirtschaften in der Eurozone aufgebaut. Schon mit 2017 fand eine 

Trendumkehr statt, die jedoch den langfristigen Wachstumsru ckstand etwa gegenu ber Deutschland 

noch nicht ga nzlich kompensieren konnte. Dabei erreicht O sterreich in der Entwicklung des 

European Sentiment Index, der die Stimmung der Wirtschaft in der Eurozone abbildet, insbesondere 

im Jahr 2018 optimistischere Werte als etwa Deutschland oder die Eurozone. Die aktuellen 

Wachstumszahlen fu r 2018 sowie die aktuellen Prognosen fu r 2019 besta tigen die Trendumkehr und 

weisen fu r O sterreich sta rkeres Wachstum als etwa fu r Deutschland oder die Eurozone insgesamt 

aus. Fu r 2020 sind die prognostizierten Wachstumsraten fu r O sterreich, Deutschland und die 

Eurozone vergleichbar (vgl. Tabelle 1). 
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Tabelle 1: Wachstumsentwicklung in Österreich gegenüber  
Deutschland und der Eurozone insgesamt, 2016 bis 2020 

 

*prognostizierte Werte fu r 2019 und 2020; 
Quelle: Europa ische Kommission (2019c), European Economic Forecast. 

Die ju ngste Trendumkehr wird durch die aktuelle Eurostat-Quartalsrechnung vom September 2019 

besta tigt. U ber den betrachteten Zeitraum weist O sterreich im Jahresvergleich (rechter Teil in Tabelle 

2) einen deutlichen Wachstumsvorsprung gegenu ber Deutschland und auch gegenu ber der Eurozone 

insgesamt auf. 

Tabelle 2: Aktuelle Wachstumsentwicklung 2018 und 2019, Quartalsrechnung  
vom September 2019 

 

Quelle: Eurostat 2019, Quartalsrechnung September 2019. 

In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass O sterreichs Wirtschaft insbesondere nach Phasen der 

Abku hlung einen la ngeren Zeitraum als andere O konomien beno tigte, Verbesserungen des 

weltwirtschaftlichen Klimas in eigenes Wirtschaftswachstum umzulegen. Vor dem Hintergrund der 

erwarteten Abku hlung des wirtschaftlichen Klimas kann eine Stabilisierung der ju ngeren 

Trendumkehr bis hin zu einem nachhaltigen Wachstumsvorsprung nur unter Wahrung der 

Wettbewerbsfa higkeit der o sterreichischen Wirtschaft realisiert werden.  

Am aktuellen Rand zeigt sich fu r O sterreich ein positiver Trend. Wie auch fu r andere europa ische 

Staaten zeigt sich im Ausblick jedoch eine wirtschaftliche Abku hlung. In der la ngeren Vergangenheit 

deuteten etwa eine nur ma ßige Entwicklung der Arbeitsproduktivita t, oder der Ru ckstand bei 

aktiven und passiven FDI auf Verbesserungspotenziale bei der Wettbewerbsfa higkeit O sterreichs hin. 

Auch innovations- und humankapitalorientierte Indikatoren signalisierten trotz ju ngster 

Verbesserung in verschiedenen Rankings nach wie vor erhebliches Verbesserungspotenzial. Im 

Folgenden wird ein Blick auf O sterreichs Position in einschla gigen internationalen Standort-
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Rankings2 geworfen, die sich fu r den internationalen Vergleich der Attraktivita t und 

Wettbewerbsfa higkeit etabliert haben. 

2.1  IMD Index des IMD World Competitiveness Center  

Das ‚Competitiveness Ranking’ des IMD World Competitiveness Center basiert auf dem Index des IMD 

World Competitiveness Scoreboard. Der Index erfasst derzeit 63 La nder und basiert wiederum auf 

etwa 300 Indikatoren. Etwa zu zwei Drittel fließen datenbasierte Indikatoren ein, zu einem Drittel 

subjektive Bewertungen aus einer Umfrage unter rund 5.000 ManagerInnen. Der Gesamtindex 

untergliedert sich in vier Hauptdimensionen, (1) allgemeine wirtschaftliche Entwicklung (‚Economic 

Performance‘), (2) Effizienz des o ffentlichen Sektors (‚Government Efficiency‘), (3) Markteffizienz 

(‚Business Efficiency‘) und (4) Infrastruktur (‚Infrastructure‘). 

Tabelle 3: Rangentwicklung beim IMD Index des World Competitiveness Center  
(Position unter 63 Ländern) 

 
Quelle: IMD. 

Im mittelfristigen Vergleich hat sich O sterreichs Position verschlechtert. Hatte man 2007 noch Rang 

11 belegt, so liegt O sterreich 2019 unter 63 La ndern auf Rang 19 und damit deutlich hinter 

Volkswirtschaften wie den USA (Rang 3), der Schweiz (Rang 4), den Niederlanden (Rang 6) oder auch 

Deutschland (Rang 17). Im kurzfristigeren Vergleich zeigt sich aber ein positiver Trend: So hat 

O sterreich seinen Rang von 2017 auf 2019 um sechs Positionen verbessern ko nnen. 

Fu r O sterreich ist unter anderem die relative Position im geografischen Umfeld Deutschlands 

relevant. Deutschland ist der mit Abstand wichtigste Handelspartner. So gehen etwa ein Drittel der 

o sterreichischen Exporte nach Deutschland, oft im Rahmen internationaler Wertscho pfungsketten. 

Hier stehen o sterreichische Unternehmen in direkter Konkurrenz mit deutschen, tschechischen, 

 

2 Die im Folgenden dargestellten Rankings bilden die Auswirkungen der in der ju ngeren Vergangenheit gesetzten Maßnahmen 

auf die Standortqualita t aufgrund des kurzen Zeithorizonts nur bedingt ab. Schwierig ist dies insbesondere fu r die 

datenbasierten Indikatoren, die per Definition Informationen u ber die Vergangenheit liefern. Dennoch gibt insbesondere das 

IMD Ranking Hinweise, weil die ju ngst publizierte Ausgabe (im Mai 2019) zumindest zum Teil Daten und Informationen aus 

dem Jahr 2018 beru cksichtigt und zudem auf aktuelleren Umfragen basiert. 
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polnischen, niederla ndischen etc. Unternehmen. Im Vergleich zu O sterreich haben viele dieser 

La nder ihre Position gehalten und ha ufig sogar verbessert. 

Im aktuellen IMD-Indexranking 2019 belegt O sterreich bei der wirtschaftlichen Entwicklung Rang 

20, bei der Effizienz des o ffentlichen Sektors nur Rang 28, bei der Markteffizienz Rang 17 und bei der 

Infrastruktur Rang 11. Die Optimierungspotenziale sind demnach vor allem im Bereich des 

o ffentlichen Sektors zu verorten.  

Tabelle 4: Rangentwicklung in den vier Hauptdimensionen des IMD Index  
für Österreich (von 63 Ländern) 

 

Quelle: IMD. 

Die Vera nderungen im Zeitverlauf bei der wirtschaftlichen Entwicklung sind dabei stark (aber nicht 

ausschließlich) auf die ausla ndischen Direktinvestitionen zuru ckzufu hren: Zum Beispiel hatte die 

Verlagerung des Osteuropa-Gescha fts der UniCredit von O sterreich nach Italien deutlichen Anteil am 

Verlauf O sterreichs Rangposition zwischen 2016 und 2017 (siehe Tabelle 5). In den Folgejahren 

entwickelten sich die ausla ndischen Direktinvestitionen positiver und zudem sorgte die positive 

Konjunktur fu r eine Rangverbesserung bei der wirtschaftlichen Entwicklung. Zu nennenswerten 

Verbesserungen kam es in den letzten Jahren bei den o ffentlichen Finanzen, dem institutionellen 

Rahmen, dem Wirtschaftsrecht sowie der Finanzierung3. Zum Bereich Wirtschaftsrecht za hlen 

sa mtliche rechtliche Rahmenbedingungen fu r Unternehmen und ArbeitnehmerInnen. Negative 

Entwicklungen zeigen sich in den Kategorien Managementpraxis sowie bei den Preisen. Die 

Kategorie Managementpraxis beru cksichtigt unter anderem die Anpassungsfa higkeit von 

Unternehmen an den Markt sowie das Vertrauen in ManagerInnen. 

 

3 Der Indikator Finanzierung besteht aus der Effizienz des Bankensektors und des Aktienmarktes sowie dem Zugang zu Kapital 

fu r Unternehmen. 
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Tabelle 5: Rangentwicklung in Unterdimensionen des IMD Index für Österreich  
(von 63 Ländern) 

 
Quelle: IMD. 

Problematisch erscheint aus Sicht des IMD insbesondere die Hauptdimension Effizienz des 

o ffentlichen Sektors, und hier vor allem die steuerlichen und fiskalpolitischen Rahmenbedingungen. 

O sterreich belegt im Bereich der Fiskalpolitik aktuell mit Rang 61 einen der letzten Ra nge unter 63 

La ndern.  

Auf Basis des IMD Competitiveness Rankings 2014, das fu r einen Vergleich zu 2019 herangezogen 

wird, zeigt sich außerdem, dass etwa ausstehende Investitionen im IKT-Bereich, die IKT-Tarife und 

die Ergebnisse der PISA Bildungstests im Bereich der Naturwissenschaften als wesentliche 

Schwa chen identifiziert werden. Die allgemein hohe Lebensqualita t, die Gesundheitsversorgung und 

die schulische Grundausbildung werden als Sta rken gesehen. Weitere Sta rken und Schwa chen sind 

in Tabelle 6 dargestellt (vgl. IMD World Competitiveness Center 2014, S. 42 ff. Country Profile 

Austria). 

Die aktuellen Sta rken und Schwa chen gema ß IMD-Index 2019 sind in Tabelle 7 dargestellt. Hierbei 

stechen insbesondere die aktiven Direktinvestitionen, die Steuerbelastung und der Fachkra ftemangel 

als Schwa chen der o sterreichischen Wirtschaft hervor, wa hrend die Exportdiversifizierung, das hohe 

Einkommensniveau oder die Lebensqualita t als Sta rken angefu hrt werden.  
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Tabelle 6: Ausgesuchte Stärken und Schwächen Österreichs  
nach Maßgabe des IMD-Index 2014 

 
Quelle: IMD. 

Tabelle 7: Ausgesuchte Stärken und Schwächen Österreichs  
nach Maßgabe des IMD-Index 2019 

 
Quelle: IMD. 



8 – Wirtschaftsstandort sta rken, mehr Wohlstand und Bescha ftigung erreichen 

 

Auf Basis der Ergebnisse des Index fu r 2019 leitet der IMD folgende wirtschaftspolitische 

Herausforderungen ab:4 eine Reform der Pensions- und Gesundheitssysteme, eine alle Ebenen 

umfassende Verwaltungsreform, die Behebung des Fachkra ftemangels, eine sta rkere 

Auseinandersetzung mit Umweltthemen sowie die Entwicklung der digitalen O konomie. 

2.2  Global Competitiveness Index des World Economic Forum  

Das ‚World Economic Forum‘ bietet mit dem GCI, dem ‚Global Competitiveness Index‘ ein eigenes 

Ranking fu r 140 La nder. Grundlage fu r den Index ist der ja hrliche ‚Global Competitiveness Report‘ 

(vgl. zuletzt WEF 2018). Der Index basiert auf zwo lf Sa ulen (etwa Institutionen, Infrastruktur, 

Innovation, Arbeitsmarkt etc., vgl. unten). Die Berechnung des Index sowie einige Indikatoren 

wurden ju ngst, mit der Auflage des Jahres 2018, angepasst, um jene Faktoren sta rker zu 

beru cksichtigen, die mit der Digitalisierung zunehmend an Bedeutung gewinnen.  

Der Index umfasst sowohl objektive Strukturindikatoren, als auch Umfrageergebnisse. Als 

Datenquellen fu r Strukturindikatoren werden etwa die Weltbank, Organisationen der UN, wie die 

Weltgesundheitsorganisation, etc. herangezogen. Die Umfrageergebnisse beruhen auf dem ‚World 

Economic Forum’s Executive Opinion Survey‘. Im Rahmen der Befragung im Jahr 2018 wurden die 

Antworten von 12.274 UnternehmensvertreterInnen aus 140 La ndern beru cksichtigt.  

Die Adaption des Index fu hrt zu Vera nderungen im Ranking (siehe Tabelle 8). Fu r das Jahr 2017 sind 

durch die Neuauflage zwei unterschiedliche Rankings verfu gbar. O sterreich fiel durch die Anpassung 

des Index von Platz 18 (gema ß alter Methode) auf Platz 21 laut neuer Methode. 2018 kam es zu einer 

leichten Verschlechterung um eine Position. A hnlich wie im IMD-Ranking ist auch hier im 

mittelfristigen Vergleich Reformbedarf zu erkennen: 2009 belegte O sterreich noch Platz 14. 

 

4 Die Punkte sind in der publizierten Version in englischer Sprache folgendermaßen verfasst: „(1) Reform of Old Age Pension 

System and Health Service System still pending; (2) Administrative reform and fiscal consolidation must also be pursued at 

provincial (La nder) and local level (Gemeinden); (3) Shortage of qualified labour to be adressed; (4) Growth- and location 

compatible greening of the economy to be addressed; (5) Digital economy to be developed.“ 
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Tabelle 8: Rangentwicklung beim GCI des World Economic Forum (von 140 Ländern) 

 
*basierend auf neu berechnetem Index, GCI 4.0. 
Quelle: WEF. 

Insgesamt ist festzustellen, dass auch im Falle des GCI-Index des WEF wichtige Vergleichsla nder 

wesentlich besser positioniert sind als O sterreich. Beispielsweise liegt der wichtigste Handelspartner 

Deutschland auf Rang 3, die Schweiz auf Rang 4 und die USA nehmen die erste Position ein. Die 

Niederlande haben ihre Position mittelfristig verbessert und liegen nun auf dem sechsten Rang. 

Tabelle 9: Positionierung Österreichs in den Subindizes des GCI 2018 

  
Quelle: WEF. 
 

In Tabelle 9 ist die Positionierung O sterreichs in den Unterdimensionen des GCI-Index abzulesen. Bei 

einer Gesamtpositionierung auf Rang 22 stellt die vierte Sa ule, die makroo konomische Stabilita t, mit 

dem mit 36 anderen La ndern geteilten ersten Rang, die beste Positionierung O sterreichs dar. Diese 

Sa ule fasst die Inflation sowie die Entwicklung der Staatsschulden zusammen. Aufgrund der 

momentan zuru ckgehenden Schuldenlast sowie einer stabilen Inflation liegt O sterreich hier an der 



10 – Wirtschaftsstandort sta rken, mehr Wohlstand und Bescha ftigung erreichen 

 

Spitze. Die schlechteste Positionierung nimmt O sterreich mit Rang 46 in der dritten Sa ule ein, der 

Informations- und Kommunikationstechnologie. Dies ist insbesondere auf eine vergleichsweise 

geringe Abdeckung durch Breitband- und Glasfaserinfrastruktur zuru ckzufu hren. Zudem kam es in 

dieser Sa ule zwischen 2017 und 2018 zu einer deutlichen Verschlechterung: 2017 belegte O sterreich 

noch Rang 38. Daru ber hinaus belastet die Entwicklung des Finanzmarkts (Rang 28 in der neunten 

Sa ule) O sterreichs Wettbewerbsfa higkeit negativ. Diese Sa ule beinhaltet u.a. die Verfu gbarkeit von 

Risikokapital sowie die Marktkapitalisierung.  

Tabelle 10: Identifikation der wirtschaftspolitischen Herausforderungen  
für Österreich beim World Economic Forum 2017 

 
Identifikation der gro ßten Herausforderungen durch Respondenten beim World 
Economic Forum Executive Opinion Survey; Werte entsprechen der relativen Ha ufigkeit 
der Antworten gewichtet nach deren Reihung; Quelle: WEF (2017, S. 52) 

 

Im Global Competitiveness Report werden zudem die Hauptproblemfelder fu r unternehmerisches 

Handeln dargestellt (‚Most problematic factors of Doing Business‘). Grundlage ist die Erhebung der 

Einscha tzungen von ExpertInnen beim World Economic Forum. Tabelle 10 stellt die Ergebnisse aus 

dem Jahr 20175 dar. Hierbei ist zu beachten, dass ju ngst gesetzte Maßnahmen (z.B. das 

Arbeitszeitgesetz Neu) noch nicht in die Ergebnisse einfließen konnten. Demnach liegen die gro ßten 

wirtschaftspolitischen Herausforderungen in O sterreich bei restriktiven Arbeitsmarktregulierungen, 

einer ineffizienten o ffentlichen Verwaltung, bei hohen Steuersa tzen und bei der Komplexita t der 

Steuergesetze sowie bei Facharbeiterqualifikationen und bei der Innovationsfa higkeit. 

 

5 Fu r das Jahr 2018 sind die Ergebnisse der Befragung nach den wirtschaftspolitischen Herausforderungen nicht publiziert. 
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2.3  Doing Business Index der Weltbank  

Die Weltbank vero ffentlicht regelma ßig den ‚Doing-Business‘-Index. Dieser bewertet das 

regulatorische und institutionelle Umfeld fu r unternehmerische Ta tigkeit. Im Kern misst der Index 

den regulativen Aufwand fu r Unternehmen, administrative Kosten und Restriktionen, etwa die 

Anzahl der Verfahren und Verfahrensdauern bei der Unternehmensgru ndung, bei der Patent-

Einreichung oder den administrativen Aufwand, der durch die Administration von Steuern 

verursacht wird. Im Themenfeld Unternehmensgru ndung werden beispielsweise die Anzahl der 

Verfahren und der Zeitaufwand in Tagen erfasst. Im Themenfeld der Steuerverfahren wird ebenfalls 

der Zeitaufwand erfasst, der zur Abwicklung der Steuererkla rung erforderlich ist, zudem die Ho he 

der Steuersa tze. Der ‚Doing Business‘-Index fasst somit institutionelle Rahmenbedingungen in 

quantitative Indikatoren zusammen. In das Gesamtranking sind aktuell 190 La nder einbezogen, 

O sterreich rangiert auf Platz 26, Spitzenreiter sind Neuseeland, Singapur und Da nemark. 

Tabelle 11: Rangplatzierung Österreichs 2019 im ‚Doing Business Index‘ der Weltbank 
relativ zu wichtigen Vergleichsländern (von 190 Ländern) 

 
Quelle: World Bank. 

Bei der zu den Vergleichsla ndern recht ordentlichen Platzierung sollte nicht u bersehen werden, dass 

O sterreich in den verschiedenen Kategorien eine beachtliche Streuung aufweist. Als EU-Mitglied hat 

es sehr gute Platzierungen beim Außenhandel und bei der Rechts- und Vertragssicherheit. Deutlich 

schlechter ist O sterreich beim Aufwand fu r Unternehmensgru ndungen mit Rang 118. Zudem hat sich 

diese Position in den letzten beiden Jahren um 7 Ra nge verschlechtert. Problematisch sind die Anzahl 

und Dauer der Verfahren bei der Gru ndung, etwa die Steuerregistrierung, die Gewerbeanmeldung, 

die Anmeldung bei der Sozialversicherung etc. So braucht es in O sterreich acht Amtswege und 21 

Tage, um ein Unternehmen zu gru nden. Der Schnitt der OECD-La nder mit hohem Einkommen liegt 

bei 4,9 Amtswegen und 9,3 Tagen. 

Als Vergleich zu den Kennzahlen des ‚Doing Business Index‘ der Weltbank im Bereich der 

Unternehmensgru ndung ko nnen Daten der Europa ischen Kommission6 herangezogen werden, die 

 

6 https://ec.europa.eu/docsroom/documents/34587 

https://ec.europa.eu/docsroom/documents/34587
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methodisch in leicht unterschiedlicher Weise erhoben werden. Die Unternehmensgru ndung dauert 

laut Europa ischer Kommission in O sterreich 7,5 Tage und kostet 344 Euro. Damit rangiert O sterreich, 

bezogen auf die Verfahrensdauer, im europa ischen Vergleich auf Platz 25 von 28 und deutlich u ber 

dem Durchschnitt von 3,1 Tagen. Nur in Deutschland, der Slowakei und Schweden dauert es la nger 

ein Unternehmen zu gru nden. Zudem liegen die Kosten mit 344 Euro u ber dem europa ischen 

Durchschnitt von 300 Euro. 

Im Bereich der Steuerbu rokratie, insbesondere bei administrativen Kosten sowie der 

Steuerbelastung (siehe Abgabenquote) weist O sterreich mit Platz 40 im ‚Doing Business‘-Ranking 

ebenso Verbesserungsbedarf auf. Wenig unternehmensfreundlich ist O sterreich auch bei 

Baugenehmigungen (‚Dealing with construction permits‘) mit Rang 42, wenngleich es hier zu einer 

Verbesserung um sieben Ra nge seit 2017 kam. In der Dimension ‚Getting Credit‘, die einerseits die 

rechtlichen Rahmenbedingungen der Kreditvergabe sowie den Zugang und die Verfu gbarkeit von 

Informationen zu Krediten andererseits misst, rangiert O sterreich nur auf Rang 85. Zudem hat sich 

diese Position in den letzten beiden Jahren um mehr als 20 Ra nge verschlechtert. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang die zeitliche Entwicklung. So haben sich mit Polen und 

Tschechien zwei Standorte sehr stark verbessert, die als Produktionsstandort regional stark im 

Wettbewerb mit o sterreichischen Unternehmen stehen. Aus den Ergebnissen des Index ergeben sich 

wirtschaftspolitische Herausforderungen, insbesondere bei der Erleichterung der 

Unternehmensgru ndung, dem Zugang zur Unternehmensfinanzierung und auch bei 

Baugenehmigungen und Steuerverwaltung.  

Tabelle 12: Entwicklung des ‚Doing Business Index‘ der Weltbank 
von Österreich und wichtigen Vergleichsländern, 2010-2019, Werte von 0 bis 100 

 
Quelle: World Bank. 

 

2.4  Identifikation wesentlicher Schwachpunkte sowie Empfehlungen 

Auf Basis der oben ausgefu hrten Standortrankings ko nnen Schwachpunkte der o sterreichischen 

Standortqualita t identifiziert und wirtschaftspolitische Handlungsempfehlungen hergeleitet werden. 



Wirtschaftsstandort sta rken, mehr Wohlstand und Bescha ftigung erreichen – 13 

 

Erstens zeigt sich, dass sowohl im IMD-Ranking als auch im Rahmen des WEF Executive Opinion 

Survey wesentliche Schwa chen im o ffentlichen Bereich identifiziert werden. Insbesondere der 

Indikator „Fiskalpolitik“ des IMD-Rankings ist hierbei hervorzuheben. O sterreich liegt gerade 

aufgrund der im internationalen Vergleich hohen Abgabenquote auf Rang 61 von insgesamt 63 

La ndern. Auch im Executive Opinion Survey des World Economic Forum werden die hohe 

Steuerbelastung sowie Ineffizienzen in der o ffentlichen Verwaltung als zentrale wirtschaftspolitische 

Herausforderungen fu r O sterreich genannt. 

Zweitens lassen sich in den Standortrankings Arbeitsmarktregulierungen als Herausforderung fu r 

die Standortqualita t identifizieren. So ist in der WEF Executive Opinion Survey ein „restriktives 

Arbeitsrecht” die meistgenannte wirtschaftspolitische Herausforderung, im IMD Ranking wurden 

etwa Arbeitszeitregelungen explizit als Schwa che benannt. Zudem stellt ein ausreichendes Angebot 

an qualifizierten Fachkra ften zunehmend eine Herausforderung fu r die o sterreichische 

Volkswirtschaft dar. 

Drittens zeigt sich nur eine mittelma ßige Positionierung von Rang 20 im Bereich „Wirtschaftliche 

Entwicklung“ des IMD-Rankings. Auch die internationalen Investitionen za hlen trotz einer 

Verbesserung am aktuellen Rand mit Rang 25 zu den Schwachstellen. 

Viertens ist Verbesserungspotential im Bereich der Unternehmensdynamik zu verorten. Einerseits 

liegt hier O sterreich im Ranking des World Economic Forum nur auf Platz 26 von 140 La ndern. 

Andererseits spiegeln sich die bu rokratischen Hu rden der Unternehmensgru ndung im Doing 

Business-Ranking der Weltbank wider. Der Aufwand fu r die Gru ndung eines Unternehmens betra gt 

rund 21 Tage, wa hrend im Durchschnitt der Industriela nder mit hohem Einkommen nur 9,3 Tage 

beno tigt werden. O sterreich liegt damit auf Platz 118 von 190 La ndern.  

Fu nftens wird die technologische Infrastruktur als Schwachpunkt identifiziert. So liegt O sterreich im 

Indikator „Informationstechnologie“ des WEF-Rankings nur auf Rang 46 von 140 La ndern. Dies ist 

insbesondere auf die geringe Nutzung bzw. Verbreitung von Glasfaser- und Breitbandinfrastruktur 

zuru ckzufu hren. Im Rahmen des IMD-Rankings a ußert sich dies in Rang 26 im Indikator 

„Technologische Infrastruktur“, was ebenfalls schlechter als die Position im Gesamtranking (Rang 19) 

ist. 

Sechstens ist ein weiterer Schwachpunkt der o sterreichischen Wettbewerbsfa higkeit der Zugang zu 

Finanzierungsmo glichkeiten. Dies zeigt sich einerseits im Doing Business-Ranking, wo O sterreich im 

Indikator „Getting Credit“ nur Rang 85 belegt und andererseits in Rang 28 im Indikator 

„Finanzsystem“ des WEF-Rankings.  
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Neben den Schwa chen lassen sich aber auch Sta rken des o sterreichischen Standorts auf Basis der 

Rankings identifizieren. Dabei sind insbesondere der geringe administrative Aufwand im 

Außenhandel (Rang 1 im Doing Business-Ranking), die makroo konomische Stabilita t (Rang 1 bei 

WEF), die Rechtssicherheit (Rang 10 von 190 im Doing Business-Ranking), die Bereitstellung 

o ffentlicher Sachleistungen (beispielsweise Rang 9 bei Gesundheit und Umwelt und Rang 13 bei 

Bildung laut IMD) sowie die allgemeine Infrastruktur (Rang 12 bei WEF, Rang 15 bei IMD) 

hervorzuheben.  

Die identifizierten Schwachpunkte spiegeln sich in den wirtschaftspolitischen Empfehlungen wider. 

Auf Basis der Ergebnisse des Index fu r 2019 leitet der IMD folgende wirtschaftspolitische 

Herausforderungen ab:7 eine Reform der Pensions- und Gesundheitssysteme, eine alle Ebenen 

umfassende Verwaltungsreform, die Behebung des Fachkra ftemangels, eine sta rkere 

Auseinandersetzung mit Umweltthemen sowie die Entwicklung einer digitalen O konomie. 

Der Europa ische Rat (2019) empfiehlt vor dem Hintergrund des Stabilita tsprogrammes 2019 ebenso 

eine nachhaltige Reform der Pensions-, Pflege- und Gesundheitssysteme u.a. durch eine Anpassung 

des Pensionsantrittsalters an die Lebenserwartung, sowie eine Fo deralismusreform mit Umsetzung 

von Finanzierungs- und Ausgabenverantwortlichkeiten auf allen Ebenen. Daru ber hinaus werden 

eine Reduktion der Steuerlast des Faktors Arbeit, eine Verbesserung der Arbeitsmarktergebnisse fu r 

Frauen und benachteiligte Gruppen sowie mehr Investitionen im Bereich der Digitalisierung, 

Forschung & Entwicklung und Nachhaltigkeit nahegelegt. Zudem wird der Abbau von 

regulierungsbedingten Hu rden im Dienstleistungssektor angeregt. 

Zu a hnlichen Empfehlungen kommt die OECD (2017). Zum einen soll durch eine Pensionsreform 

sichergestellt werden, dass die Staatsverschuldung mittelfristig nicht wieder ansteigt. Daru ber 

hinaus soll Eigenkapital fu r Start-Ups leichter zuga nglich gemacht und die Digitalisierung durch 

Breitbandausbau und vermehrte Ausbildung in diese Richtung vorangetrieben werden. Außerdem 

sollen Effizienzpotenziale im Bereich der o ffentlichen Ausgaben gehoben werden.  

Auch die Empfehlungen des IWF (2018) lauten a hnlich: Neben einer Reform des Pensions- und 

Gesundheitssystems u.a. durch das Heben von Effizienzpotenzialen, soll die Reduktion der 

Arbeitslosigkeit insbesondere durch eine Reduktion der Belastung des Faktors Arbeit und bessere 

Ausbildung erfolgen.  

 

7 Die Punkte sind in der publizierten Version in englischer Sprache folgendermaßen verfasst: „(1) Reform of Old Age Pension 

System and Health Service System still pending; (2) Administrative reform and fiscal consolidation must also be pursued at 

provincial (La nder) and local level (Gemeinden); (3) Shortage of qualified labour to be adressed; (4) Growth- and location 

compatible greening of the economy to be addressed; (5) Digital economy to be developed.“ 
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3. Ausgewählte Maßnahmen für mehr Wohlstand 

und Beschäftigung 

Internationalen Rankings zur Wettbewerbsfa higkeit folgend bestehen in O sterreich in Sachen 

Standortqualita t Baustellen. Dazu geho ren unter anderem die hohe Belastung der 

Erwerbseinkommen durch Abgaben, Ineffizienzen in der o ffentlichen Verwaltung, Probleme im 

Bereich des Arbeitsmarktes, insbesondere durch das Fehlen von ausreichend qualifizierten 

Arbeitskra ften, und ein Mangel an Flexibilita t unter anderem bei den Arbeitszeitregelungen sowie 

bu rokratische Hu rden. 

3.1. Beurteilung jüngerer Maßnahmen  

In den letzten Jahren sind in den meisten dieser Bereiche Reformschritte geta tigt bzw. zumindest 

begonnen worden. Hierzu geho ren die Senkung der Lohnnebenkosten u ber eine Reduktion der 

Beitra ge zum Familienlastenausgleichsfonds und der Unfallversicherung, die Einfu hrung des 

Familienbonus, Maßnahmen zur Sta rkung von E-Government und die Abschaffung erster Gold-

Plating Bestimmungen, die Etablierung neuer Lehrberufe und die Implementierung einer sta rkeren 

Arbeitszeitflexibilisierung durch das Arbeitszeitgesetz Neu. Wissenschaftliche Untersuchungen zu 

diesen Themen zeigen, dass mit diesen Maßnahmen positive volkswirtschaftliche Auswirkungen 

verbunden sind. So sta rkt eine Reduktion der Abgabenbelastung die Standortqualita t und damit die 

Wettbewerbsfa higkeit, kra ftigt Bescha ftigungsnachfrage und -angebot, reduziert die Arbeitslosigkeit, 

erho ht die verfu gbaren Einkommen der privaten Haushalte und fu hrt zu zusa tzlicher privater 

Konsumnachfrage. Abgabensenkungen, insbesondere bei Abgaben auf Erwerbseinkommen, 

finanzieren sich zum Teil u ber diese positiven Effekte selbst. 

Bu rokratiebelastungen erschweren die Wirtschaftsta tigkeit, erfordern den Einsatz von Personal fu r 

Aufgaben, die nicht mit dem Kerngescha ft eines Unternehmens in Verbindung stehen, erho hen 

dementsprechend die Produktionskosten und damit die Preise fu r heimisch produzierte Gu ter. Dies 

schwa cht die Standortqualita t. Eine regelma ßige U berpru fung der Notwendigkeit von 

bu rokratischen Belastungen ist damit angezeigt. E-Government und der Abbau von Gold-Plating sind 

dementsprechend sinnvolle Maßnahmen. Eine Verringerung des Aufwands fu r 

Unternehmensgru ndungen sowie bei Genehmigungsverfahren kann die Unternehmens- und 

Investitionsdynamik befo rdern. Die bisherigen Maßnahmen gehen in die richtige Richtung. 

Allerdings sind sie sicherlich von der Bedeutung als Kostenfaktor fu r Unternehmen u berschaubar. 

Allerdings zeigen Graf et al. (2018a), dass durch Gold-Plating in O sterreich insgesamt ein erheblicher 

bu rokratischer Mehraufwand (Informationspflichten und daru berhinausgehende Kosten zur 

Erfu llung der Regulierungsvorschriften) von etwa 500 Mio. Euro pro Jahr bei Unternehmen und 115 

Mio. Euro in der o ffentlichen Verwaltung besteht. Auf Basis von Modellsimulationen zeigen die 
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Autoren, dass eine vollsta ndige Reduktion der Bu rokratiekosten fu r Unternehmen im Ausmaß von 

rund 500 Mio. Euro bzw. 0,12 Prozent des BIP eine nicht zu vernachla ssigende Wirkung auf 

Wachstum und Bescha ftigung haben wu rde. Weitere Schritte wa ren demnach angezeigt.  

Die Lohnnebenkosten, also Dienstgeber-Sozialversicherungsbeitra ge sowie Lohnsummenabgaben, 

tragen in O sterreich zu einem erheblichen Teil zum Steuerkeil bei und haben in den letzten 

Jahrzehnten merklich zugelegt. Die Belastung der Einkommen u ber Lohnnebenkosten beeinflusst die 

Wettbewerbsfa higkeit der Bescha ftigten und Unternehmen im internationalen Vergleich. 

Lohnnebenkosten verteuern die Personalkosten und damit die Produktionskosten. Als Folge davon 

sind u ber die Arbeitsnachfrage Auswirkungen auf die Bescha ftigung und die Arbeitslosigkeit 

verbunden. Die Senkung dieser Abgaben in den letzten Jahren sta rkt damit den Wirtschaftsstandort. 

Werden die Lohnnebenkosten beispielsweise um 2,1 Mrd. Euro gesenkt, dann legt das BIP kurzfristig 

um etwa 800 Mio. Euro und la ngerfristig um 1,3 Mrd. Euro zu und die Bescha ftigung fa llt um mehr 

als 10.000 Personen ho her aus. Dementsprechend waren die ju ngsten Maßnahmen zur Senkung der 

Lohnnebenkosten ein wichtiger Aspekt bei der Sicherung der Standortqualita t. Dennoch sind 

aufgrund der nach wie vor hohen Belastung des Faktors Arbeit weiter Schritte sinnvoll (siehe 

Abschnitt 3.2).   

Der Arbeitsmarkt ist eine zentrale Triebfeder fu r einen Wirtschaftsstandort. Qualifiziertes Personal 

stellt einen Eckpfeiler fu r hoch entwickelte Volkswirtschaften dar. Ohne ausreichend ausgebildete 

Erwerbsta tige ist das Niveau des Wirtschaftsstandortes und auch des Sozialstaats nicht aufrecht zu 

erhalten. Die Einfu hrung neuer und U berarbeitung bestehender Lehrberufe ist daher von 

grundlegender Bedeutung. Dies ist insbesondere auch deswegen so wichtig, da in O sterreich ein 

großer Teil der Erwerbsbevo lkerung einen Lehrberuf abschließt und in diesem Bereich ta tig ist. Dies 

ist auch vor dem Hintergrund der intensiven Einbindung o sterreichischer Unternehmen in 

internationale Wertscho pfungsketten relevant. Aufgrund der hohen Wettbewerbsfa higkeit 

o sterreichischer Industrieunternehmen ist die Ausgangslage gut. Schwach ausgepra gt ist hingegen 

die Spezialisierung und Partizipation im Bereich Informationsdienstleistungen. Eine laufende 

Anpassung der Lehrberufe mit begleitender Evaluierung der Lehrinhalte sind daher bedeutend fu r 

die Aufrechterhaltung der hohen Standortqualita t. Die in den Jahren 2018 und 2019 verabschiedeten 

Lehrberufspakete ko nnen als Schritt in diese Richtung gesehen werden. 

Die Arbeitszeitflexibilisierung ist ein weiterer wesentlicher Aspekt fu r die Standortqualita t, da mit 

ihr eine bessere U bereinstimmung zwischen Arbeitszeit und Nachfrage in den Unternehmen erreicht 

werden kann. Empirische Befunde zeigen, dass ein positiver Zusammenhang zwischen flexibleren 

Arbeitszeiten und Produktivita t der Erwerbsta tigen besteht. Von einer Flexibilisierung ko nnen 

jedoch nicht nur die Unternehmen, sondern auch die ArbeitnehmerInnen profitieren, wenn zum 

Beispiel die flexibleren Arbeitszeiten fu r eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie genutzt 

werden. Zudem untersuchen Hofer und Davoine (2017) die volkswirtschaftlichen Auswirkungen von 
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Arbeitszeitflexibilisierungen mit Hilfe eines dynamischen Makromodells. Die Untersuchung zielt 

zwar nicht direkt auf die Regelung des Arbeitszeitgesetzes Neu. Allerdings sind wesentliche 

Ergebnisse auf die neue Regelung anwendbar. Den Simulationsergebnissen folgend, erho ht die 

Arbeitszeitflexibilisierung die Wettbewerbsfa higkeit der Unternehmen und damit die 

Standortqualita t in O sterreich. Die geringeren Lohnstu ckkosten als Folge der besseren Abstimmung 

von Auftragslage und Arbeitseinsatz und damit verbunden die geringeren Preise erho hen die 

Nachfrage nach heimischen Gu tern mit dem Effekt einer ho heren Bescha ftigungsnachfrage. Das 

ho here Erwerbseinkommen erho ht das Arbeitsangebot, sodass insgesamt die Bescha ftigung zulegt, 

wobei der Effekt bei Personen mit geringer Ausbildung am kra ftigsten ausfa llt. Dementsprechend ist 

auch der Ru ckgang in der Arbeitslosigkeit in dieser Gruppe ausgepra gter. Der 

Bescha ftigungszuwachs stimuliert die Investitionsta tigkeit der Unternehmen. Die ho heren 

Erwerbseinkommen wiederum kra ftigen die private Konsumnachfrage, sodass insgesamt sowohl die 

Export- als auch die Inlandsnachfrage zulegt mit entsprechender Auswirkung auf die Wertscho pfung. 

Dementsprechend verbessert sich die volkswirtschaftliche Entwicklung.  

Trotz der beschriebenen Maßnahmen wurde bei vielen Reformen bisher nur erste Schritte gesetzt. 

Andere wurden gar nicht umgesetzt. Dies za hlt auch fu r die geplante Steuerreform vom Mai 2019, 

die zu einer wesentlichen Abgabenentlastung der Bu rgerInnen und Unternehmen gefu hrt ha tte. Auch 

wenn erste Schritte im Steuerreformgesetz 2020 voraussichtlich umgesetzt werden, betragen diese 

nur einen kleinen Teil der urspru nglich geplanten Maßnahmen. Welche volkswirtschaftlichen 

Auswirkungen die gesamte Steuerreform gehabt ha tte, zeigt die folgende Simulation von EcoAustria 

mit dem Makromodell PuMA („Public Policy Model for Austria“).  

3.2. Prospektive Senkung der Abgabenbelastung  

Die Abgabenbelastung und insbesondere die Belastung von Erwerbseinkommen sind in O sterreich 

im internationalen Vergleich besonders hoch. Neben der Lohn- und Einkommensteuer ist fu r die 

internationale Wettbewerbsfa higkeit der Unternehmen auch die Belastung der 

Unternehmensgewinne relevant. Neben der Einkommensteuer ist die Ko rperschaftsteuer hierfu r 

wesentlich. Der gesetzliche Ko rperschaftsteuersatz8 liegt seit dem Jahr 2005 bei 25 Prozent. Vor 

dieser Reform belief sich der Steuersatz auf 34 Prozent. O sterreich war mit diesem Steuersatz von 25 

Prozent im internationalen Umfeld la ngere Zeit vergleichsweise gut aufgestellt (siehe Abbildung 2). 

Mit der Senkung von 34 Prozent auf 25 Prozent entsprach der Steuersatz im Jahr 2005 dem 

Durchschnitt der EU-Mitgliedstaaten und lag merklich unter dem OECD-Durchschnitt. Im Laufe der 

Zeit hat sich das internationale steuerliche Umfeld jedoch merklich gea ndert, sodass O sterreich im 

 

8 An dieser Stelle wird auf den gesetzlichen Ko rperschaftsteuersatz und nicht auf die Einnahmen als Anteil des BIP bzw. an 

den Abgabeneinnahmen abgestellt, da diese vom Verha ltnis der Gewinne von Kapital- und Personengesellschaften abha ngen 

und somit das Ergebnis verzerrt ist.  
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Jahr 2018 mit dem Satz von 25 Prozent wieder markant u ber dem Durchschnitt der EU von 21,3 

Prozent wie auch u ber dem OECD-Schnitt von 23,5 Prozent liegt. Zusa tzlich wurden auch steuerliche 

Abschreibungsvorteile bzw. Investitionsfo rderungen im Laufe der letzten 20 Jahre deutlich reduziert, 

etwa durch die Abschaffung des Investitionsfreibetrags oder die deutliche Erho hung der 

Abschreibungsdauern, insbesondere auf Bauten.  

Abbildung 2: Entwicklung der gesetzlichen Körperschaftsteuersätze 

 
Quelle: KPMG, Corporate Tax Rates Table. 

Die geplante Steuerreform aus dem Mai 2019 setzt insbesondere bei der Einkommensbesteuerung 

an. Nachfolgend wird fu r die volkswirtschaftliche Analyse das gesamte geplante Steuerreformpaket 

der Jahre 2020 bis 2023 beru cksichtigt. Maßnahmen, die im Jahr 2020 in Kraft treten sollten, sind 

großteils im Steuerreformgesetz 2020 und im Abgabena nderungsgesetz 2020 inkludiert.9 Eine 

Auflistung entha lt Tabelle 13. Die gro ßten Positionen sind die Tarifentlastung mit einem 

Entlastungsvolumen von 3,9 Mrd. Euro, die Reduktion des Ko rperschaftsteuersatzes von 25 auf 21 

Prozent und die Reduktion der Krankenversicherungsbeitra ge fu r Personen mit geringem 

Einkommen mit knapp 900 Mio. Euro. Die Tarifentlastung sieht eine Reduktion der Steuersa tze der 

ersten drei Steuerstufen von 25 Prozent auf 20 Prozent, von 35 auf 30 Prozent bzw. von 42 auf 40 

Prozent vor. Diese Reform entlastet all jene, die im bisherigen Tarif Lohn- und Einkommensteuer 

 

9 Zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Studie sind die beiden Gesetzesentwu rfe noch nicht beschlossen, sondern dem 

Budgetausschuss des Nationalrates zugewiesen. Die Entlastung der GeringverdienerInnen soll nun im Rahmen der 

Einkommensteuer durch Anhebung des Verkehrsabsetzbetrages bzw. des Pensionistenabsetzbetrages erfolgen, wobei der 

Absetzbetrag bis zu einem Einkommen von 21.500 Euro ausgeschliffen werden soll. Fu r Selbsta ndige erfolgt die Entlastung in 

der Sozialversicherung der Selbsta ndigen durch Reduktion des Beitragssatzes. Medienberichten zufolge bela uft sich das 

Ausmaß der Entlastung auf knapp 700 Mio. Euro im Vollausbau und ist etwas niedriger als im Ministerratsvorschlag 

vorgesehen mit entsprechendem Spielraum fu r eine weitere Reduktion.  
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bezahlen. Insgesamt wa re die geplante Steuerreform mit einer markanten Verringerung der 

steuerlichen Belastung im Ausmaß von 7,3 Mrd. Euro verbunden gewesen.  

Tabelle 13: Geplante Steuerreformmaßnahmen für die Jahre 2020 bis 2023 

 
Quelle: Bundesministerium fu r Finanzen, eigene Darstellung.  

Die volkswirtschaftlichen Auswirkungen der geplanten Steuerreformmaßnahmen der Jahre 2020 

und 2023 wurden mit den allgemeinen dynamischen Gleichgewichtsmodell PuMA („Public policy 

Model for Austria“ simuliert. Die Ergebnisse sind in Tabelle 14 dargelegt. Die realen Nettoeinkommen 

je Arbeitsstunde der Erwerbsta tigen fallen infolge der steuerlichen Entlastungen um rund 1,5 

Prozent im Jahr 2021 und 3 Prozent im Jahr 2025 erheblich ho her aus als dies ohne das Reformpaket 

der Fall wa re. Die ho heren Erwerbseinkommen bieten wiederum Anreize, das Arbeitsangebot 

auszuweiten, die Erwerbsquote fa llt demnach um etwa 0,4 Prozentpunkte ho her aus. Ebenso 

kra ftigen die ho heren Erwerbseinkommen, gemeinsam mit den steuerlichen Entlastungen bei 

PensionistInnen, die verfu gbaren Einkommen und damit die private Konsumnachfrage. Die Senkung 

der Ko rperschaftsteuer erho ht die Investitionsgu ternachfrage, sodass die heimische Nachfrage 

insgesamt kra ftig zulegt. Dies wiederum erho ht die Arbeitsnachfrage. Die Bescha ftigung fa llt 

la ngerfristig um etwa 1 Prozent ho her aus als ohne die Steuerreform. Dies entspricht in mittlerer 

Frist einem Bescha ftigungszuwachs von etwa 45.000, la ngerfristig um knapp 50.000 Personen. Als 

Folge davon kommt es zu einem Ru ckgang der Arbeitslosigkeit, sodass die Arbeitslosenquote nach 

EU-Definition um u ber 0,5 Prozentpunkte zuru ckgeht. Die Bescha ftigungsentwicklung wirkt sich 

zusa tzlich positiv auf die private Konsumnachfrage aus, die kurzfristig um 1,7 Prozent und langfristig 

deutlich um 3,5 Prozent zunimmt. 

Die kra ftige Investitionsta tigkeit, die neben dem Bescha ftigungszuwachs insbesondere von der 

Ko rperschaftsteuersenkung getrieben ist, sta rkt die Kapitalausstattung bescha ftigter Personen und 

damit deren Produktivita t. Als Folge davon nehmen die Wertscho pfung und die Stundenlo hne der 

Erwerbsta tigen zu. Die ho here Bescha ftigung und die bessere Kapitalausstattung der Bescha ftigten 

lassen die Wirtschaftsleistung mittelfristig um rund 5 Mrd. Euro bzw. 1,2 Prozent ho her ausfallen, 

la ngerfristig um 6,7 Mrd. Euro bzw. 1,6 Prozent. Trotz des kra ftigen Zuwachses der 

Wirtschaftsleistung kann damit die zusa tzliche Nachfrage nicht in vollem Umfang befriedigt werden 

und die Importe legen sta rker zu als die Exporte mit der Folge, dass der Außenbeitrag (Export minus 

Importe) um etwa 1 Prozent des BIP zuru ckgeht.  
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Tabelle 14: PuMA Simulationsergebnisse – Gesamtmaßnahmen der Jahre 2020 bis 2023 

 
Niveau-Effekte im Vergleich zum Basisszenario. Geringqualifiziert: Personen mit ho chstens 
Pflichtschulabschluss (ISCED 0-2), Hochqualifiziert: Tertia re Ausbildung (ISCED 5+). 
Quelle: EcoAustria, PuMA-Simulationsmodell. 

Durch das kra ftigere Wachstum aufgrund des Reformpakets steigen auch die Steuereinnahmen, so 

dass sich die Reform zu 40 bis 50 Prozent zum Teil selbst finanziert. Daru ber hinaus bestehen in 

O sterreich bei den o ffentlichen Ausgaben erhebliche Effizienzpotenziale. So zeigen etwa Graf et al. 

(2018b) und Thomas et al. (2017), dass in den Bereichen Bildung, Gesundheit, Pflege, 

Wohnbaufo rderung und o ffentliche Verwaltung allein im Bundesla ndervergleich ein 

Effizienzpotenzial von 6 Mrd. Euro besteht, das gehoben werden ko nnte, ohne die o ffentlichen 

Leistungen fu r die Bu rgerInnen zu verschlechtern. Im internationalen Vergleich fallen die ermittelten 

Effizienzpotenziale sogar noch ho her aus. 

Insgesamt veranschaulicht die Analyse am Beispiel der geplanten, dann aber nicht realisierten, 

Steuerreform vom Mai 2019, die positiven Effekte einer deutlichen Reduktion der Abgabenbelastung 

auf Wachstum und Wohlstand. 
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